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luste sowie Arbeitslosigkeit so gering wie mög-
lich zu halten. Das hat zwar die staatlichen Schul-
den erhöht, aber in einem sehr viel geringeren 
Maße als noch in der Finanzkrise von 2008/09.

–	 Der Rückgang der Treibhausgasemissionen 
dürfte zwar nicht nachhaltig sein. Aber die Bun-
desregierung versucht mit ihrem Klimaschutz-
plan 2030 und ökologischen Maßnahmen im 
Konjunkturprogramm, den Klimaschutz mittel- 
und langfristig zu stärken.

–	 Die Corona-Pandemie hat 2020 zu einem der 
stärksten Einbrüche der Wirtschaftsleistung 
seit dem Zweiten Weltkrieg geführt. Sie droht, 
Armut und Ungleichheit zu erhöhen. Auch die 
Staatsfinanzen wurden durch die Krise in Mitlei-
denschaft gezogen. Gleichzeitig ist der Ausstoß 
von Treibhausgasen stark gesunken, so dass die 
Ziele der Bundesregierung zur Treibhausgas
reduktion 2020 leicht übererfüllt wurden.

–	 Damit konnten im Corona-Jahr nur wenige Ziele 
des Neuen Magischen Vierecks der Wirtschafts-
politik (NMV) eingehalten werden. Mit diesem 
werden wichtige Aspekte nachhaltiger Politik 
gemessen.

–	 Die Wirtschaftspolitik hat aber versucht, die ne-
gativen Auswirkungen der Krise auf die Ziele des 
NMV so gering wie möglich zu halten.

–	 Mit Konjunkturpaketen und der Ausweitung der 
Kurzarbeit hat sie es geschafft, die verfügbaren 
Einkommen zu stabilisieren und Einkommensver-
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NACHHALTIGKEIT IN ZEITEN DER 
PANDEMIE
Die Covid-19-Pandemie ist eine der schwersten 
humanitären und wirtschaftlichen Krisen seit dem 
Zweiten Weltkrieg. Weltweit hat das Virus bis 
Anfang 2021 zu fast 2 Millionen Todesfällen und 
zur schwersten Wirtschaftskrise der Nachkriegs-
zeit geführt. Nach gängigen Schätzungen ist die 
weltweite Wirtschaftsleistung 2020 um gut 4,0 % 
zurückgegangen. In der Finanzmarktkrise von 
2008/09 war das Welt-Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
nur um 0,7 % geschrumpft (IMF 2020). Das Virus 
hat auch Deutschland hart getroffen: Bis zur Jah-
reswende waren mehr als 30.000 Menschen am 
Coronavirus gestorben, die Wirtschaftsleistung hat 
2020 um 5,0 % abgenommen.

Ein einziger Lichtblick in der Pandemie war die 
Nachricht, dass 2020 weltweit der CO2-Ausstoß 
spürbar gesunken ist, was auf den ersten Blick 
zu dem Schluss verleiten könnte, dass die Covid-
19-Krise zur Verbesserung der Nachhaltigkeit bei-
getragen hat. Doch diese Schlussfolgerung wäre 
verfehlt: Erstens ist heute weitgehend anerkannt, 
dass Nachhaltigkeit über die Frage ökologischer 
Nachhaltigkeit hinausgeht und auch soziale Aspek-
te beinhaltet. Zweitens ist Nachhaltigkeit ein mittel- 
und langfristiges Konzept, bei dem es darum geht, 
ob sich die aktuelle Wirtschaftsweise plausibel in 
die Zukunft fortsetzen lässt. Insoweit der Rückgang 
des CO2-Ausstoßes nur vorübergehend ist (wie 
man es in diesem Fall erwarten kann, da die Kon-
taktbeschränkungen aus der Pandemie aller Vor-
aussicht nach nicht dauerhaft sein werden), sagt 
die isolierte Entwicklung des CO2-Ausstoßes für 
das einzelne Jahr 2020 wenig über die tatsächliche 
Nachhaltigkeit der Wirtschaftsentwicklung aus.

Eine Bewertung der Auswirkungen der Co-
vid-19-Krise für die Nachhaltigkeit unserer Wirt-
schaftstätigkeit erfordert deshalb eine breitere Be-
trachtung. Für eine Beurteilung der Nachhaltigkeit 
der Wirtschaftspolitik hat das IMK in den vergan-
genen Jahren regelmäßig das sogenannte „Neue 
Magische Viereck der Wirtschaftspolitik“ (NMV) 
herangezogen (Dullien und van Treeck 2012; Dulli-
en 2015 und 2017; Lindner 2017). Im NMV werden 
vier Ziele einer nachhaltigen Wirtschaftspolitik er-
fasst (Details siehe Infobox 1):

–	 Materieller Wohlstand und ökonomische 
Stabilität

–	 Ökologische Nachhaltigkeit
–	 Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen und -tätigkeit
–	 Soziale Nachhaltigkeit

Mit Hilfe des NMV kann die Politik Komplementa-
ritäten sowie Zielkonflikte zwischen diesen Zielen 
identifizieren. Das NMV soll dabei helfen, Zielkon-
flikte aufzulösen oder – wenn dies nicht möglich ist 
– die Kosten politischer Entscheidungen transpa-
renter zu machen, indem erklärt wird, warum Maß-

nahmen zur Erreichung eines bestimmten Zieles 
wichtiger sind als die zur Erreichung eines anderen 
NMV-Zieles.

Allerdings darf das NMV nicht ausschließlich me-
chanisch angewendet werden. Die Corona-Pande-
mie ist ein Ereignis, auf dessen Auftreten die Wirt-
schaftspolitik keinen Einfluss hat, das aber massiv 
die Wirtschaftsleistung und über den Verlust von 
Beschäftigung auch die soziale Nachhaltigkeit be-
einträchtigt hat. Deswegen ist die zu bewertende 
Frage bei der diesjährigen Auswertung des NMV, 
inwieweit es gelungen ist, negative Auswirkungen 
der Pandemie auf die verschiedenen Dimensionen 
der Nachhaltigkeit zu begrenzen.

Man könnte nun die Frage stellen, ob in die-
ser speziellen Situation auch zu bewerten ist, in-
wieweit es der Politik gelungen ist, mit den Kon-
taktbeschränkungen zwischen den beiden Zielen 
Infektionsschutz und Aufrechterhaltung der Wirt-
schaftsaktivität abzuwägen. Diese Frage geht aller-
dings von der Prämisse aus, dass es zwischen die-
sen beiden Zielen tatsächlich einen Zielkonflikt gibt.

Wie Dullien et al. (2020f) argumentieren, ist die-
se Prämisse wahrscheinlich falsch: Für die Wirt-
schaftsaktivität ist eine möglichst frühe und konse-
quente Unterdrückung des Infektionsgeschehens 
wahrscheinlich besser als weniger durchgreifende 
Maßnahmen. Im Fall unzureichender Maßnahmen 
fallen zunächst deren indirekte Kosten an, danach 
jedoch zusätzliche Kosten weitergehender und neu-
er Kontaktbeschränkungen. So hat der „Lockdown 
Light“, der in Deutschland ab dem 2. November 
2020 galt, und unter dessen Regeln die Gastrono-
mie und einige kontaktintensive Dienstleistungen 
geschlossen wurden, zwar Kosten für die betroffe-
nen Betriebe verursacht. Er hat wegen des kaum 
gesunkenen Infektionsgeschehens aber nicht die 
Notwendigkeit härterer Kontaktbeschränkungen 
ab Mitte Dezember verhindert. Ein von Anfang an 
härterer Lockdown hätte das Infektionsgeschehen 
schneller senken können und im Zweifel geringere 
Gesamtverluste in der Wertschöpfung bedeutet.

Darüber hinaus werden im NMV nur explizit Ziel-
konflikte der Wirtschaftspolitik betrachtet. Der In-
fektionsschutz ist aber Teil der Gesundheitspolitik. 
Dieser Report konzentriert sich deshalb auf die In-
dikatoren, die auch bisher im NMW enthalten sind.

Viele Daten für die Indikatoren des NMV werden 
erst im Verlauf des Jahres 2021 veröffentlicht, so 
dass in diesem Report noch kein abschließendes 
Urteil über die Erreichung der NMV-Ziele in der Co-
rona-Krise im Jahr 2020 gegeben werden kann. Mit 
dem Report wird allerdings bereits jetzt versucht, 
Tendenzen aufzuzeigen und insbesondere der Fra-
ge nachzugehen, inwieweit es Bund und Ländern 
gelungen ist, mit ihrer wirtschaftspolitischen Kri-
senbekämpfung den Schaden in den verschiede-
nen Dimensionen der Nachhaltigkeit zu begrenzen.

Die Bundesregierung hat schnell mit umfangrei-
chen fiskalischen Stützungsprogrammen und einer 
Ausweitung der Kurzarbeit reagiert, um Wirtschaft 
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und Beschäftigung – also das Ziel des materiellen 
Wohlstands im NMV – zu stabilisieren. Besonders 
bei der Stabilisierung der Beschäftigung hatte dies 
große Erfolge: Trotz des BIP-Einbruchs ist die Ar-
beitslosigkeit nur relativ wenig gestiegen. Dies wird 
auch die negativen Wirkungen der Pandemie auf die 
soziale Nachhaltigkeit abschwächen. Die staatlichen 
Maßnahmen haben die verfügbaren Einkommen 
stabilisiert, obwohl die Wirtschaftsleistung insge-
samt deutlich gesunken ist. Das dürfte einen mög-
lichen Anstieg von Armut und Ungleichheit deutlich 
abmildern. Dennoch ist davon auszugehen, dass 
beide Größen in der Krise angestiegen sind, da auch 
Kurzarbeitergeld zu niedrigeren Einkommen führt.

Die fiskalischen Maßnahmen gehen nicht zulas-
ten der Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen, obwohl 
die Zielwerte des NMV vorübergehend verfehlt 
werden. Die staatlichen Defizite und Schulden ha-
ben wegen der antizyklischen Fiskalpolitik sowie 
den automatischen Stabilisatoren deutlich zuge-
nommen. Dank gefallener Zinsen ist allerdings die 
Zinsbelastung der öffentlichen Haushalte historisch 
niedrig. Positiv ist außerdem, dass die öffentlichen 
Nettoinvestitionen 2020 stark gestiegen sein dürf-
ten, auch wenn sie insgesamt den Zielwert des 
NMV weiterhin unterschreiten.

Es gibt also Zielkonflikte zwischen dem Ziel der 
Stützung des materiellen Wohlstands und der so-
zialen Nachhaltigkeit auf der einen Seite und der 
anhand der europäischen Fiskalregeln gemesse-
nen Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen auf der an-
deren Seite. Die Kosten zukünftig höherer staatli-
cher Schulden dürften aber geringer ausfallen als 
die Kosten eines starken Anstiegs von Arbeitslo-
sigkeit, Armut und Ungleichheit. Ohne konjunk-

turstabilisierende staatliche Hilfen würde es auch 
zu einem Anstieg von Insolvenzen kommen, der 
das zukünftige Produktionspotenzial Deutschlands 
und damit auch die zukünftige Schuldentragfähig-
keit schmälern würde (Gechert et al. 2018). Dazu 
kommt, dass die staatliche Schuldenstandquote 
in der Corona-Krise nicht so stark wie noch in der 
Finanzkrise 2008/09 steigen dürfte. Die Nachhaltig-
keit der deutschen Staatsverschuldung dürfte sich 
mittel- und langfristig nicht verschlechtern.

Der Rückgang von Treibhausgasemissionen und 
Energieverbrauch ist zwar für sich genommen po-
sitiv im NMV zu verbuchen. Dieser Rückgang ist 
aber nicht nachhaltig. Emissionen und Energiever-
brauch werden wieder ansteigen, wenn sich die 
Wirtschaft erholt. Um mittelfristig die ökologische 
Nachhaltigkeit zu verbessern, hat die Bundesre-
gierung im September 2019 den Klimaschutzplan 
2030 verabschiedet und im Konjunkturpaket vom 
Juni 2020 weitere Gelder für den Klimaschutz ein-
geplant. Zentral beim Klimaschutzplan ist die Ein-
führung eines Preises für CO2-Emissionen in den 
Sektoren Wärme und Verkehr ab 2021. Dieser soll 
zu einem Sinken der CO2-Emissionen in diesen 
Sektoren führen. Die Maßnahmen werden zwar zu 
einer weiteren Verringerung der Treibhausgasemis-
sionen führen, aber wahrscheinlich noch nicht aus-
reichen, die Klimaschutzziele einzuhalten.

Im Report werden die Folgen der Corona-Krise 
für die vier Ziele des NMV detailliert dargestellt. Au-
ßerdem wird dargestellt, welche Maßnahmen die 
Bundesregierung getroffen hat, um in dieser Situati-
on Wohlstand und Nachhaltigkeit in Deutschland zu 
stützen und mit welchen Zielkonflikten, aber auch 
Komplementaritäten, sie dabei umgehen musste.
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Infobox 1: Das Neue Magische Viereck 
der Wirtschaftspolitik

Das NMV legt den Fokus insbesondere auf die 
Nachhaltigkeit der Wirtschaftspolitik. Nach der 
Definition der Brundtland-Kommission (UN 1987) 
ist eine Entwicklung als nachhaltig zu bezeichnen, 
die den Bedürfnissen der jetzigen Generation dient, 
ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu 
gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen.

Das NMV besteht aus vier Zielen (Tabelle 1):

–	 Materieller Wohlstand und ökonomische 
Stabilität

–	 Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der 
Staatsfinanzen

–	 Soziale Nachhaltigkeit
–	 Ökologische Nachhaltigkeit

Die Ziele des bisherigen Magischen Vierecks ent-
sprachen vielfach den Verpflichtungen, die sich die 

Bundesregierung selbst gegeben hat oder die sie 
in internationalen Verträgen eingegangen ist. Eini-
ge Ziele sind aber auch durch Dullien, van Treeck 
und Lindner (Dullien und van Treeck 2012, Dullien 
2015 und 2017, Lindner 2017) ergänzt worden. Die 
genauen Ziele und ihre Herleitung werden unten 
detailliert erläutert.

Wie das ursprüngliche magische Viereck der 
Wirtschaftspolitik aus dem Wachstums- und Sta-
bilitätsgesetz von 1967 (Stabilität des Preisniveaus, 
hoher Beschäftigungsstand, außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht und stetiges und angemessenes 
Wirtschaftswachstum), können auch die Ziele des 
NMV zueinander in Konflikt geraten: Die Zunahme 
des ökonomischen Wohlstands durch das Wachs-
tum des BIP kann die ökologische Nachhaltigkeit 
beeinträchtigen, etwa durch einen höheren Treib-
hausgasausstoß; hohe Ungleichheit und damit 



eine geringe soziale Nachhaltigkeit kann das Wirt-
schaftswachstum belasten etc.

Gleichzeitig kann es aber auch Komplementa-
ritäten zwischen den einzelnen Zielen geben: Ein 
hohes Wachstum reduziert in der Regel auch die 
Arbeitslosigkeit, erhöht die staatlichen Einnah-
men und vermindert damit staatliche Defizite und 
Schulden; Investitionen in die Energiewende hin 
zu einer ökologisch nachhaltigeren Wirtschaft re-
gen auch das Wachstum und die Beschäftigung 
an etc.

Zentral für das Neue Magische Viereck ist, dass 
die vier Komponenten allesamt wichtige gesell-
schaftliche Ziele beinhalten, so dass die jeweilige 
Regierung mögliche Zielkonflikte zwischen ihnen 
genau begründen und abwägen sollte. Im Ideal 
sollten Regierungen darauf hinwirken, diese Ziel-
konflikte durch kluge Politik aufzulösen und mög-
lichst alle Ziele des Magischen Vierecks gleichbe-
rechtigt voranzubringen.

Materieller Wohlstand und  
ökonomische Stabilität
Das Ziel „Materieller Wohlstand und ökonomi-
sche Stabilität“ wird anhand von vier Indikatoren 
gemessen:
–	 Wachstum des BIP pro EinwohnerIn  

(Ziel: 1,25 % p. a.)
–	 Wachstum des staatlichen und privaten Kon-

sums pro EinwohnerIn (Ziel: 1,25 % p. a.)
–	 Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 

gemäß Europa 2020-Ziel (77 %)
–	 Leistungsbilanzsaldo gemäß MIP  

(maximal 6 % des BIP)
Das Wachstum des BIP pro EinwohnerIn misst 
das Wachstum des durchschnittlichen materiel-
len Wohlstands der Gesellschaft. Die privaten und 
staatlichen Konsumausgaben pro EinwohnerIn wer-
den als Indikator herangezogen, weil der Konsum 
die wichtigste Verwendung der Produktion darstellt.

Ein weiterer Indikator für den materiellen Wohl-
stand ist die Erwerbstätigenquote. Sie misst den 

Anteil der Erwerbstätigen der 20- bis 64-Jährigen 
als Anteil aller Personen in dieser Altersgruppe. Die 
Bundesregierung hat sich im Rahmen der Europa 
2020-Strategie auf einen Zielwert der Erwerbstäti-
genquote von 77 % festgelegt.

Der vierte Indikator betrifft den Leistungsbilanz-
saldo. Im Rahmen des europäischen „Verfahrens 
zur Vermeidung und Korrektur makroökonomischer 
Ungleichgewichte“ (engl.: Macroconomic Imbalan-
ces Procedure, MIP) haben sich die Mitglieder des 
Euroraums auf einen Maximalwert der Leistungs
bilanzüberschüsse von 6 % des BIP geeinigt.

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der 
Staatsfinanzen
Die „Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der 
Staatsfinanzen“ wird mit drei Indikatoren gemessen:
–	 Struktureller Haushaltssaldo von maximal -0,5 % 

des potenziellen BIP gemäß Fiskalpakt
–	 Abbau der öffentlichen Schuldenstandsquote 

nach der 1/20-Regel gemäß Stabilitäts- und 
Wachstumspakt (SWP)

–	 Nettoinvestitionen des Staates (mindestens 
0,6 % des BIP)

Mit dem Fiskalpakt hat sich die Bundesregierung 
dazu verpflichtet, das staatliche strukturelle Haus-
haltsdefizit  1 nicht über den Wert von 0,5 % des po-
tenziellen BIP anwachsen zu lassen.

Im Rahmen des SWP hat sich die Bundesregie-
rung auch auf die sogenannte 1/20-Regel zum Ab-
bau der Staatsverschuldung verpflichtet, so lange 
diese über 60 % des BIP liegt. Nach dieser Regel 

	 1	 Das strukturelle Haushaltsdefizit ist das um Konjunktur-
einflüsse korrigierte Defizit. Der Wert des tatsächlichen 
Defizits kann von diesem strukturellen Defizit abweichen: 
Liegt etwa in einem konjunkturellen Abschwung das 
tatsächliche BIP stark unter seinem Potenzial, sind rein 
konjunkturbedingt die staatlichen Einnahmen geringer 
und die Ausgaben höher. Bereinigt man hier um den Kon-
junktureinfluss, sind hohe tatsächliche Defizite in einer 
Rezession im Prinzip erlaubt.

Tabelle 1

Dimensionen und Indikatoren des „Neuen Magischen Vierecks“

Oberziele
Materieller Wohlstand und 
ökonomische Nachhaltigkeit

Nachhaltigkeit der Staats-
tätigkeit und -finanzen Soziale Nachhaltigkeit Ökologische Nachhaltigkeit

► BIP pro Kopf ► Struktureller Haushaltssaldo ► Armutsrisikoquote (60 % 
     des Medianeinkommens)

► Treibhausgasemissionen

► Private und staatliche 
     Konsumausgaben pro Kopf

► Schuldenquotenabbau 
     nach 1/20-Regel

► Einkommensquintilverhältnis
     (S80/S20)

► Primärenergieverbrauch

► Erwerbstätigenquote
      der 20- bis 64-Jährigen

► Staatliche Nettoinvestitionen ► Anteil Erneuerbarer Energien 
     am Endenergieverbrauch

► Leistungsbilanzsaldo 
      in % des BIP

► Index "Artenvielfalt und 
      Landschaftsqualität" – 
      "Vogelindex"

Einzel-
indikatoren

► SchulabgängerInnen ohne 
      Sek-II-Abschluss und ohne
      weitere Ausbildung
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soll die Schuldenstandsquote ab 2014 jedes Jahr 
um 1/20 der Differenz zwischen der tatsächlichen 
Schuldenstandsquote und der Zielgröße von 60 % 
des BIP verringert werden.

Die öffentlichen Nettoinvestitionen sind vor al-
lem Investitionen in die öffentliche Infrastruktur 
wie Straßen oder Gebäude für Schulen, Universi-
täten, die Verwaltung etc. Die öffentlichen Investi-
tionen spielen im Fiskalpakt und in der Schulden-
bremse keine Rolle, sollten aber bei der Bewertung 
der Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit auf jeden Fall 
berücksichtigt werden (Truger 2016). So sollten die 
Nettoinvestitionen jedes Jahr um rund 0,6 % des 
BIP zunehmen (Dullien 2017).

Soziale Nachhaltigkeit
Insgesamt drei Indikatoren umfasst das Ziel „Sozia-
le Nachhaltigkeit“:
–	 Armutsrisikoquote (maximal 12 %)
–	 Verhältnis der Einkommen der einkommens-

stärksten 20 % zu den einkommensschwächsten 
20 % der privaten Haushalte (weniger als 4)

–	 SchulabgängerInnen ohne Sekundarstufe-II-Ab-
schluss und ohne weitere Ausbildung (weniger 
als 10 %)

Die Armutsrisikoquote ist ein Maß der relativen 
Armut. Demnach gelten diejenigen Haushalte als 
armutsgefährdet, deren bedarfsgewichtetes  2 Ein-
kommen weniger als 60 % des mittleren Einkom-
mens  3 beträgt (Seils 2019). Der Zielwert ist hier 
12 % (Dullien 2017). Noch in den 1990er Jahren lag 
die Armutsgefährdungsquote unter 12 % (Grabka 
und Goebel 2017).

Als Indikator für die Ungleichheit ist das Ver-
hältnis der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen 
der reichsten 20 % zu den ärmsten 20 % der pri-
vaten Haushalte geeignet. Dullien (2017) hat einen 
Zielwert von 4 vorgeschlagen. Das heißt, dass die 
reichsten 20 % nicht mehr als das vierfache Ein-
kommen der ärmsten 20 % erhalten sollten.

Der dritte Indikator für das Ziel der sozialen 
Nachhaltigkeit ist der Anteil der frühen Schulab-

	 2	 Durch die Bedarfsgewichtung sollen unterschiedlich gro-
ße Haushalte vergleichbar gemacht werden. Dabei wird 
zum Beispiel berücksichtigt, dass größere Haushalte pro 
Kopf in der Regel geringere Kosten als kleinere Haushalte 
und jüngere Kinder einen geringeren Bedarf als Erwach-
sene haben.

	 3	 Auch Medianeinkommen genannt. Dies ist der Wert des 
Einkommens, der genau in der Mitte liegt, wenn alle 
Einkommensbezieher aufsteigend nach der Höhe ihres 
Einkommens geordnet werden.

gängerInnen. Das sind die 18- bis 24-Jährigen, die 
höchstens die Haupt- bzw. Realschule (Sekundar-
stufe I) erfolgreich beendet, anschließend aber kei-
nen weiteren Schul- oder Ausbildungsabschluss 
erlangt haben ( ►Abbildung 3c auf Seite 13 ). Im Rah-
men der Europa 2020-Strategie hat sich Deutsch-
land das Ziel gesetzt, die Quote der Jugendlichen 
ohne einen weiteren Abschluss auf 10 % zu senken.

Ökologische Nachhaltigkeit
Das Ziel der „Ökologischen Nachhaltigkeit“ wird 
hier anhand von vier Indikatoren gemessen:
–	 Emission von Treibhausgasen (bis 2020 Redu-

zierung um 40 % relativ zu 1990)
–	 Primärenergieverbrauch (bis 2020 Reduzierung 

um 20 % gegenüber 2008)
–	 Anteil der Erneuerbaren Energien am Endener-

gieverbrauch (bis 2020 Steigerung auf 18 %)
–	 Index zur Artenvielfalt und Landschaftsqualität 

(„Vogelindex“) (bis 2030 Indexwert von 100)
Die Reduzierung von Treibhausgasemissionen ist 
eine zentrale Herausforderung, um die weitere Erd
erwärmung zu stoppen. Die Bundesregierung hatte 
beschlossen, die deutschen Treibhausgasemissio-
nen im Jahr 2020 gegenüber dem Jahr 1990 um 
40 % zu vermindern. Bis zum Jahr 2030 sollen die 
deutschen Emissionen mindestens 55 % gegen-
über 1990 sinken.

Der Primärenergieverbrauch ist der Energie
gehalt aller im Inland eingesetzten Energieträger 
(AG Energiebilanzen 2012). Dazu gehören etwa 
Braun- und Steinkohle, Mineralöl, Erdgas, Kern-, 
Wind- oder Sonnenenergie. Die Bundesregierung 
hatte sich dazu verpflichtet, den Primärenergie-
verbrauch bis zum Jahr 2020 um 20 % gegenüber 
dem Jahr 2008 zu senken.

Der Anteil der Erneuerbaren Energien am End-
energieverbrauch zeigt an, wie viel die Erneuerba-
ren Energien (Solar-, Wind- und Bioenergie, Geo-
thermie und Wasserkraft) zum Verbrauch der End-
energie beitragen. Bis zum Jahr 2020 hatte sich 
die Bundesregierung das Ziel eines Anteils der Er-
neuerbaren Energien am Endenergieverbrauch von 
18 % gesetzt, bis 2050 von 60 %.

Die Biodiversität im Land wird durch den Indi-
kator zur Artenvielfalt und Landschaftsqualität ge-
messen, auch „Vogelindex“ genannt. Da die An-
zahl der Vogelarten von den biologischen Räumen 
abhängt, in denen sie leben, bildet dieser Indika-
tor mehr ab als nur das eng von ihm Gemessene 
(Wahl et al. 2015).

IMK Report Nr. 165, Februar 2021  Seite 6



IMK Report Nr. 165, Februar 2021  Seite 7

DIE ENTWICKLUNG DER 
NACHHALTIGKEIT IN DEUTSCHLAND
Aktuell steht noch nicht abschließend fest, wie 
sich die Corona-Krise auf viele Indikatoren des 
Magischen Vierecks im Jahr 2020 ausgewirkt hat. 
Zahlreiche Daten zum NMV sind erst verzögert ver-
fügbar. Im Report werden die neusten verfügbaren 
Daten diskutiert, die manchmal für das Gesamtjahr 
vorliegen, vielfach aber nur für die ersten drei Quar-
tale des Jahres 2020. Wo sinnvoll, werden Progno-
sen für das Gesamtjahr herangezogen. Zusätzlich 
zu den Folgen der Corona-Krise werden auch die 
Daten des Jahres 2019 ausgewertet. Details zur 
langfristigen Entwicklung der Ziele des NMV vor 
der Coronakrise finden sich in Lindner (2019).

Materieller Wohlstand und ökonomische 
Stabilität

Die Corona-Krise trifft Deutschland in einer bereits 
geschwächten ökonomischen Situation: Bereits 
2019 wurden die NMV-Ziele für das Pro-Kopf-
Wachstum, den Pro-Kopf-Konsum und den Leis-
tungsbilanzsaldo nicht erreicht, obwohl das Be-
schäftigungsziel weiterhin übererfüllt wurde. Der 
Einbruch der Wirtschaftsleistung im Gesamtjahr 
2020 ist eine der tiefsten Wirtschaftskrisen nach 
dem Zweiten Weltkrieg und mit der Finanzkrise 
von 2009 vergleichbar. Deswegen werden beim 
materiellen Wohlstand und der ökonomischen Sta-
bilität auch 2020 wieder viele Ziele verfehlt (Abbil-
dung 1a-d). Da allerdings die Beschäftigung dank des 
historisch einmalig hohen Einsatzes von Kurzarbeit 
nicht so stark eingebrochen ist, wird das Ziel zur 
Beschäftigung auch 2020 übererfüllt.

Auswirkungen der Corona-Krise auf den 
materiellen Wohlstand

Die Corona-Krise hat sich auf die gesamte deut-
sche Wirtschaft ausgewirkt: Das BIP insgesamt 
ist im zweiten Quartal 2020, in der Zeit des ersten 
Lockdowns, um 9,7 % gegenüber dem Vorquartal 
gesunken. Damit verzeichnete das deutsche BIP 
den stärksten Quartalseinbruch seit Ende des Zwei-
ten Weltkrieges. Allerdings hat sich die Wirtschaft 
nach dem Ende des Lockdowns im dritten Quartal 
wieder stark erholt (8,5 %). Das BIP lag aber immer 
noch um 3,9 % unter dem Vorjahresstand. Insge-
samt ist das BIP 2020 real um 5,0 % geschrumpft 
und damit etwas weniger stark als in der Finanzkri-
se von 2009. Damals hatte die Wirtschaftsleistung 
um 5,7 % abgenommen. Das im NMV als Wohl-
standsindikator enthaltene BIP pro Kopf ist wegen 
des leichten Bevölkerungszuwachses 2020 um 
5,1 % gesunken (Abbildung 1a).

Die Folgen der weltweiten Lockdowns haben so-
wohl die deutsche Export- als auch die Binnenwirt-
schaft hart getroffen. Im zweiten Quartal 2020 sind 

die Exporte zum Vorquartal um ein Fünftel (20,5 %) 
zurückgegangen, konnten sich aber im dritten 
Quartal wieder erholen (18,1 %). Insgesamt sind die 
realen Exporte 2020 um 9,9 % gesunken.

Die inländischen Lockdowns sowie die insge-
samt größere Vorsicht der Bevölkerung haben zu-
dem die inländischen Dienstleistungen und den 
Konsum stark gemindert. Der private Konsum 
ist im zweiten Quartal um 11,1 % gegenüber dem 
Vorquartal zurückgegangen und im Gesamtjahr 
um insgesamt 6 % gegenüber dem Vorjahr. Die 
Binnenwirtschaft ist 2020 insgesamt um 4,1 % ge-
schrumpft. Bei den Dienstleistungen hat die Krise 
Handel, Verkehr und Gastgewerbe besonders hart 
getroffen. In diesem Wirtschaftsbereich nahm die 
reale Wertschöpfung im Gesamtjahr um 6,3 % ab.

Der im NMV gemessene gesamte staatliche und 
private Konsum pro Kopf ist 2020 um 3,4 % gesun-
ken (Abbildung 1b). Dass der gesamte Konsum weni-
ger stark als der private Konsum abgenommen hat, 
liegt daran, dass der staatliche Konsum infolge der 
Pandemiebekämpfung um 3,4 % zugenommen hat. 
Wegen der Krise wurden das Wachstums- und das 
Konsumziel des Neuen Magischen Vierecks für das 
Jahr 2020 weit verfehlt (Abbildung 1a und b).

Durch ein beherztes Eingreifen konnte die Wirt-
schaftspolitik (deren Maßnahmen im Teil zur Nach-
haltigkeit der Staatsfinanzen näher erläutert wer-
den) bis jetzt ein Überschwappen der Krise auf die 
verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte 
und den Arbeitsmarkt weitgehend abfedern. Die 
verfügbaren Einkommen stiegen 2020 um 0,8 %. 
Wesentlich dafür war eine massive Steigerung der 
Sozialleistungen um 9,6 %.

Dieser Anstieg ist vor allem auf das Kurzarbeiter
geld zurückzuführen. Verkürzen ArbeitnehmerIn-
nen krisenbedingt ihre Arbeitszeit, wird ein Teil 
ihres Verdienstausfalls von der Bundesagentur für 
Arbeit ersetzt. Im Verlauf der Krise hat die Bundes-
regierung die Kriterien für den Zugang zur Kurzar-
beit deutlich gelockert und die Zahlungen erhöht 
(Details siehe Herzog-Stein et al. 2020). So deckt 
das Kurzarbeitergeld normalerweise nur 60 % des 
letzten Nettogehalts ab (bei Haushalten mit Kindern 
67 %). Im Mai 2020 hat der Bundestag beschlos-
sen, Menschen, deren Arbeitszeit um mindestens 
die Hälfte verkürzt wurde, ab dem vierten Monat 
Kurzarbeitergeldbezugs 70 % (bei Haushalten mit 
Kindern 77 %) ihres Nettoeinkommens und ab dem 
siebten Monat 80 % zu zahlen (mit Kindern 87 %). 
Darüber hinaus ist der maximale Zeitraum, über 
den ArbeitnehmerInnen Kurzarbeitergeld erhalten 
können, verlängert worden, und die Kosten für die 
Sozialbeiträge werden vom Bund übernommen.

Während des Lockdowns im April erhielten nach 
Berechnungen der Bundesagentur für Arbeit sechs 
Millionen Personen konjunkturelles Kurzarbeiter-
geld (Bundesagentur für Arbeit 2020a). Damit 
wurden rechnerisch an die 2,9 Millionen Vollzeit-
arbeitsplätze gerettet – ein historischer Höchst-
wert. Selbst in der Finanzkrise von 2009 waren 



IMK Report Nr. 165, Februar 2021  Seite 8

am höchsten Punkt nur 1,44 Millionen Personen in 
Kurzarbeit (Bundesagentur für Arbeit 2020b).

Darüber hinaus haben Bund und Länder früh 
und energisch durch Ausgabenerhöhungen, Steu-
ersenkungen, Kredithilfen und Garantien sowie 
einer vorläufigen Aussetzung der Insolvenzantrags-
pflicht gegengesteuert. 2020 dürften die diskretio-
nären fiskalischen Impulse mehr als 150 Milliarden 
Euro ausgemacht haben. Dies würde gut über 4 % 
des BIP entsprechen (Dullien et al. 2020c).

Der breitflächige Einsatz von Kurzarbeitergeld 
und die fiskalischen Maßnahmen des Staates haben 
den Arbeitsmarkt gestützt. Damit konnte der Rück-
gang der Erwerbstätigkeit sowie der Anstieg der Ar-
beitslosigkeit stark begrenzt werden. Im November 
2020 ist die Erwerbstätigkeit gegenüber dem Vor-

jahresmonat um mehr als eine halbe Million Perso-
nen – 684.000 – gesunken. Das ist zwar ein Rück-
gang um 1,5 %. Im Verhältnis zum historisch starken 
Rückgang des BIP ist dies dennoch recht gering. Die 
Arbeitslosenquote ist zwischen März und Dezember 
von 5,0 auf 5,9 % gestiegen.

Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss, der in 
den letzten Jahren zur Destabilisierung der Welt-
wirtschaft beigetragen hat, ist wegen der Corona-
Krise gesunken: In den ersten drei Quartalen 2020 
nahm der Überschuss gegenüber dem gleichen 
Vorjahreszeitraum um 5,1 % ab. Dabei ist er im April 
und Mai geradezu eingebrochen, hat sich ab Juni 
aber wieder deutlich erholt. Da sich aber auch das 
BIP verringert hat, hat sich der Leistungsbilanz-
überschuss in % des BIP nur wenig verändert. Es 

Abbildung  1

Materieller Wohlstand und ökonomische Nachhaltigkeit

a) Wachstumsrate des realen BIP pro Kopf, in %		       b) Wachstumsrate des privaten und öffentlichen 
							                Konsums pro Kopf, in % 
�

–	 Wachstumsrate		    Ziel	 –  Konsum pro Kopf		    Ziel

c) Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen,		       d) Leistungsbilanzsaldo, in % des BIP 
    in % der Bevölkerung
�

–	 Erwerbstätigenquote	   Ziel	 –	 Leistungsbilanzsaldo	   Obergrenze
					     –	 1. bis 3. Quartal 2020

Quellen: Destatis; Deutsche Bundesbank; Eurostat; Berechnungen des IMK.
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ist dieses Verhältnis des Überschusses zum BIP, 
das als Ziel im NMV festgelegt ist. In den ersten 
drei Quartalen 2020 lag der Überschuss bei 6,7 % 
des BIP. Damit lag er 0,4 Prozentpunkte unter dem 
Wert im Gesamtjahr 2019, aber immer noch höher 
als der Maximalwert des NMV von 6 % des BIP. Auf 
diesen Wert hat sich auch die Bundesregierung 
im Rahmen des Makroökonomischen Ungleichge-
wichtsverfahrens der EU festgelegt.

Es bleibt abzuwarten, ob dieser für deutsche 
Verhältnisse geringe Wert nach Ende der Krise 
wieder steigen wird oder nicht. Das Konjunkturpa-
ket dürfte für sich genommen zu einem weiteren 
Rückgang des Überschusses führen. Mit diesem 
unterstützt der Staat 2020 und 2021 die Binnen-
wirtschaft und damit auch die Importe, was über-
schusssenkend wirkt (Lindner et al. 2018). Erholen 
sich die deutschen Exportmärkte aber stark, führt 
das zu einem Wiederanstieg der Exporte, was für 
sich genommen überschusssteigernd wirkt.

Insgesamt sind damit beim materiellen Wohl-
stand und der ökonomischen Stabilität im Jahr 
2020 drei Ziele verfehlt worden: Das Wachstums-, 
das Konsum- und das Leistungsbilanzziel. Das 
Beschäftigungsziel des NMV dürfte aber trotz Be-
schäftigungsrückgang weiter erfüllt worden sein. 
Trotz der Zielverfehlungen hat der Staat bis jetzt die 
Folgen der Krise für die verfügbaren Einkommen 
und die Beschäftigung abfedern können. Das ist 
eine gute Voraussetzung dafür, dass die Wirtschaft 
sich wieder erholen kann, wenn die Corona-Krise 
abklingt. Damit verbessern sich auch die Aussich-
ten für eine rasche Rückkehr von Wirtschaftsleis-
tung, Einkommen und Konsum auf das Vorkrisen-
niveau, was bei einer mittelfristigen Betrachtung 
entscheidend ist.

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der 
Staatsfinanzen

Durch die Corona-Krise werden das staatliche De-
fizit und die Staatsverschuldung 2020 stark zuneh-
men. Das liegt daran, dass die Steuer- und Sozial-
abgaben konjunkturell bedingt automatisch abneh-
men und der Staat mit diskretionären fiskalischen 
Maßnahmen Wirtschaft und Beschäftigung stabi-
lisiert. Es stellt sich die Frage, ob die fiskalischen 
Maßnahmen der Bundesregierung dabei helfen 
werden, trotz Verfehlung der Ziele zur Nachhaltig-
keit der Staatsfinanzen 2020 die anderen Ziele des 
Neuen Magischen Vierecks voranzubringen.

Was die Bundesregierung gegen die 
Wirtschaftskrise tut

Die staatlichen Maßnahmen hatten drei Schwer-
punkte: Erstens haben bereits im März Bund und 
Länder Nachtragshaushalte zur Krisenbekämpfung 
erlassen. Zweitens hat der Bund die Regelungen 
zur Kurzarbeit gelockert und drittens hat der Bun-

destag im Juni 2020 ein umfangreiches Konjunk-
turpaket beschlossen (Dullien et al. 2020b, 2020c 
und 2020e).

Die Maßnahmen haben zum Ziel, Wirtschaft, 
Beschäftigung und Einkommen zu stabilisieren – 
das heißt, sowohl den materiellen Wohlstand zu 
sichern als auch die möglichen negativen Folgen 
der Krise für die Einkommensverteilung zu lindern.

Wie kann die Wirtschaft am besten gestützt 
werden? Elmendorf und Furman (2008) haben 
dafür die Strategie der drei Ts vorgeschlagen: Die 
staatlichen Maßnahmen sollen timely, targeted 
und temporary, also rechtzeitig, gezielt und zeitlich 
begrenzt durchgeführt werden. Sie sollen rechtzei-
tig (timely) stattfinden, damit die Ausgaben in der 
Krise steigen und nicht erst dann, wenn die Krise 
schon überwunden ist; sie sollen gezielt (targe-
ted) eingesetzt werden, damit jeder Euro zusätzli-
cher Ausgaben oder geringerer Einnahmen zum 
höchst möglichen Effekt für Wirtschaftswachstum 
und Beschäftigung führt; und sie sollen zeitlich be-
grenzt sein (temporary), damit die Krise überwun-
den wird, aber es nicht zu einer Verschlechterung 
der Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen durch höhe-
re staatliche Defizite und Schulden kommt oder gar 
zu Inflation.

Bei der Stimulierung der Wirtschaft kann der 
Staat generell drei Dinge tun: Seine Investitionen 
erhöhen, Steuern senken oder Transferzahlungen 
erhöhen. Targeted – also gezielt die Wirtschaft sti-
mulierende Maßnahmen – wären vor allem höhere 
öffentliche Investitionen. Sie haben einen beson-
ders hohen sogenannten Multiplikatoreffekt.  1 Das 
heißt, ein zusätzlich für Investitionen ausgegebe-
ner Euro führt zu einem höheren Zuwachs des BIP 
als Steuersenkungen oder Transfererhöhungen um 
einen Euro (Gechert 2015). Höhere Investitionen 
erhöhen direkt die Produktion und damit das BIP, 
so dass mehr Menschen eingestellt werden, die ihr 
höheres verfügbares Einkommen für Konsumaus-
gaben verwenden können, was das BIP zusätzlich 
zu den anfänglichen Investitionen erhöht. In Rezes-
sionen ist der Investitionsmultiplikator besonders 
hoch, stimuliert das Wachstum also besonders 
stark (Gechert und Rannenberg 2018).

Steuersenkungen oder Transfererhöhungen ha-
ben im Gegensatz dazu einen geringeren positiven 
Effekt auf das BIP. Sie erhöhen die Wirtschaftsleis-
tung nur dann, wenn die privaten Haushalte ihre 
Steuerersparnisse oder höheren Transfereinkom-
men für Konsumausgaben verwenden. Je mehr sie 
aber sparen, desto geringer ist der BIP-Effekt.

Aber auch Transfererhöhungen und Steuersen-
kungen unterscheiden sich voneinander in ihrer 
Wirkung auf das BIP. Eine Erhöhung sozialer Trans-
fers hat in der Regel einen höheren Effekt auf das 

	 1	 Der Multiplikator gibt an, welche Wirkung eine Verände-
rung der Ausgaben oder Einnahmen des Staates auf das 
BIP hat.
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BIP als Steuersenkungen (Gechert et al. 2020). Das 
liegt daran, dass solche Transfers zumeist Haushal-
ten mit geringeren Einkommen ausgezahlt werden, 
die einen größeren Teil ihrer Einkommen für den 
Konsum ausgeben als reichere Haushalte.

Die Höhe des Multiplikators verschiedener staat-
licher Maßnahmen ist nicht nur wichtig im Hinblick 
auf die Stützung der Wirtschaft, sondern auch 
für das Ziel einer möglichst geringen öffentlichen 
Schuldenstandquote. Die Schuldenstandquote 
setzt die staatlichen Schulden ins Verhältnis zum 
nominalen BIP: Wenn der Staat sein Defizit um 
einen bestimmten Betrag erhöht – durch höhere 
Investitionen, Transfers oder durch Steuersenkun-
gen – steigt die Schuldenstandquote weniger, je 
stärker das BIP zunimmt. Auch aus der Perspekti-
ve der Nachhaltigkeit öffentlicher Finanzen sollten 
deswegen diejenigen Maßnahmen gewählt wer-
den, die einen besonders hohen Multiplikator ha-
ben. Dies sind erfahrungsgemäß die öffentlichen 
Investitionen.

Dabei kommt es allerdings zu folgendem Ziel-
konflikt zwischen den drei Ts: Obwohl höhere öf-
fentliche Investitionen die Wirtschaft stärker stimu-
lieren als andere expansive Maßnahmen, braucht 
es oft mehr Zeit, solche Investitionen zu beginnen 
und durchzuführen. Das Ziel einer rechtzeitigen Sti-
mulierung (timely) kann dadurch schwerer erreicht 
werden, weil vielleicht erst dann investiert wird, 
wenn die Krise schon überwunden ist. Die Krise 
wird dann insgesamt schwerer ausfallen, weil die 
Gegenmaßnahmen nicht rechtzeitig ergriffen wer-
den. Im Gegensatz dazu können Steuersenkungen 
und Transfererhöhungen sehr schnell umgesetzt 
werden, weil diese nicht davon abhängen, dass 
physisches Produktionspotenzial aktiviert wird. 
Ist die Frage der Rechtzeitigkeit drängend, sollte 
dementsprechend von beiden Maßnahmen dieje-
nige gewählt werden, die gezielter wirkt. Aller Er-
fahrung nach sind das soziale Transfers und nicht 
Steuersenkungen.

Die Bundesregierung hat mit einer Senkung der 
Mehrwertsteuer allerdings den größten Einzelpos-
ten des Konjunkturpakets für eine Maßnahme mit 
dem wahrscheinlich geringsten Multiplikator ver-
wendet (Dullien et al. 2020a / Behringer und Dullien 
2020). Die Mehrwertsteuer ist am 1.7.2020 um drei 
Prozentpunkte beim regulären Mehrwertsteuersatz 
(von 19 auf 16 %) und um zwei Prozentpunkte (von 
7 auf 5 %) beim reduzierten Satz gesenkt worden. 
Am 1.1.2021 wurden sie wieder auf die ursprüng-
lichen Sätze angehoben. Der Bund hat für diese 
Maßnahme etwa 20 Milliarden Euro veranschlagt.

Zwar wurden auch Transferzahlungen erhöht. So 
hat der Staat eine einmalige Zuzahlung zum Kin-
dergeld von 300 Euro pro Kind ausgezahlt, den Kin-
derbonus. Diese Maßnahme kostet den Staat vo-
raussichtlich 4,3 Milliarden Euro, also weniger als 
ein Viertel der Mittel für die temporäre Mehrwert-
steuersenkung. Der Kinderbonus dürfte eine größe-
re Multiplikatorwirkung als die Mehrwertsteuersen-

kung entfalten, da von ihm besonders Haushalte 
mit geringen und mittleren Einkommen profitieren 
(Behringer et al. 2021). Er wird mit dem steuerli-
chen Kinderfreibetrag verrechnet, so dass Haus-
halte mit hohen Einkommen und einer dement-
sprechend hohen Steuerbelastung nicht profitieren, 
Haushalte mit mittleren und geringen Einkommen 
aber schon. Diese geben ihr höheres Einkommen 
eher wieder aus und sparen es nicht.

Zentral ist die Kurzarbeit. Sie setzt direkt bei der 
Stützung von Beschäftigung an und führt dazu, 
dass die verfügbaren Einkommen der Haushalte 
nicht so stark gedämpft werden wie es bei stärker 
steigender Arbeitslosigkeit der Fall wäre. Damit 
stabilisiert die Kurzarbeit das Vertrauen und die 
Erwartungen der Haushalte, was dazu beitragen 
dürfte, den Konsum zu stützen. Von den großzü-
gigeren Regelungen zur Kurzarbeit dürfte ein kon-
junktureller Impuls von elf Milliarden Euro im Jahr 
2020 ausgehen (Dullien et al. 2020e).

Bevor detaillierte Daten vorliegen, kann noch 
nicht gesagt werden, wie die unterschiedlichen 
Maßnahmen tatsächlich auf Wachstum und Be-
schäftigung wirken. Umfragen unter Erwerbs-
tätigen, wie sie auf die Mehrwertsteuersenkung 
und höhere Transferzahlungen reagieren würden, 
stützen aber die oben gemachten Überlegungen 
(Behringer und Dullien 2020; Behringer et al. 2021): 
Bei der Mehrwertsteuersenkung gibt nur ein Fünf-
tel der befragten Erwerbstätigen an, den Konsum 
im zweiten Halbjahr 2020 erhöht zu haben. Der Ef-
fekt der Steuersenkung dürfte damit begrenzt sein. 
Beim Kinderbonus, der besonders Haushalten mit 
geringeren Einkommen hilft, haben demgegenüber 
laut Erwerbstätigenumfrage 64 % der Befragten 
kurzfristig ihren Konsum erhöht.

Öffentliche Investitionen

Die öffentlichen Investitionen haben in den vergan-
genen Jahren signifikant zugenommen. Im Jahr 
2020 werden die staatlichen Nettoinvestitionen 
laut Prognose der Europäischen Kommission mit 
0,4 % des BIP den höchsten Wert seit 1994 errei-
chen, auch wenn damit der Zielwert des NMV von 
0,6 % weiterhin unterschritten wird. Der Großteil 
der absehbar hohen Investitionen 2020 dürfte aber 
nicht auf das Konjunkturpaket zurückzuführen sein, 
da die darin enthaltenen Investitionen wahrschein-
lich erst 2021 voll zum Tragen kommen werden. Im 
Konjunkturpaket sind Gebäudeinvestitionen in Kin-
dertagesstätten in Höhe von einer Milliarde Euro 
sowie vorgezogene Infrastrukturmaßnahmen des 
Bundes in Höhe von 10 Milliarden Euro eingestellt 
(Dullien et al. 2020e). Inwiefern öffentliche Investi-
tionen auch in anderen Posten wie den zusätzlichen 
Mitteln für den öffentlichen Nahverkehr enthalten 
sind, die insgesamt mit 2,5 Milliarden Euro veran-
schlagt werden, ist leider nicht klar. Würden alle 
diese Mittel für Investitionen verausgabt, ergäbe 
das eine Gesamtsumme von 13,5 Milliarden Euro. 
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Das entspricht etwa 8 % des Gesamtvolumens des 
Konjunkturpakets. Im Gegensatz dazu lag der An-
teil der Investitionen im zweiten Konjunkturpaket 
in der Finanzkrise 2009 noch bei 40 % (Horn et al. 
2009). Allerdings waren die öffentlichen Investitio-
nen in dieser Zeit als Anteil des BIP auch sehr viel 
geringer.

Es ist aber fraglich, ob die Mittel des Konjunk-
turpakets sowie die davon unabhängig steigenden 
öffentlichen Investitionen ausreichen, um den bis-
herigen öffentlichen Investitionsstau abzutragen 
und wichtige Investitionen für die Zukunft zu unter-
nehmen. Bardt et al. (2019) haben berechnet, dass 
jedes Jahr über die nächsten zehn Jahre zusätzlich 
an die 45 Milliarden Euro für öffentliche Investitio-
nen ausgegeben werden müssten, um den bishe-
rigen Investitionsstau abzutragen, sowie wichtige 
Zukunftsinvestitionen etwa in die Dekarbonisierung 
der Wirtschaft zu tätigen.

Die Corona-Krise birgt zudem Risiken für die 
öffentlichen Investitionen. Die Kommunen, die für 
einen großen Teil dieser Investitionen zuständig 
sind, geraten durch die Krise in starke Finanznöte. 
Eine Umfrage unter Kämmerern im Rahmen des 
Kommunalpanels der KfW-Bank fand heraus, dass 
an die 90 % der Kämmereien in diesem und in den 
Folgejahren von sinkenden Einnahmen ausgehen 
sowie 60 % steigende Ausgaben erwarten (KfW 
2020). Da die Kommunen auch für wichtige Dauer-
ausgaben wie etwa Soziales zuständig sind, müs-
sen sie am ehesten disponible Ausgaben wie die 
öffentlichen Investitionen senken, um ihre Haushal-
te unter Kontrolle zu bringen.

Der Bund hat in seinem Konjunkturpaket vom 
Juni 2020 allerdings Hilfen für die Kommunen in 
Höhe von 15 Milliarden Euro beschlossen. Damit 
sollen die wegbrechenden Einnahmen aus den sin-
kenden Gewerbesteuern kompensiert und weitere 
25 % der Kosten für die Unterkunft und Heizung bei 
der Grundsicherung für Arbeitssuchende übernom-
men werden. Diese finanzielle Entlastung hilft den 
Kommunen dabei, ihre Investitionstätigkeit auf-
recht zu erhalten und stützen damit die Nachhal-
tigkeit der Staatstätigkeit. Ob die Mittel allerdings 
ausreichen, die krisenbedingten Finanznöte der 
Kommunen flächendeckend deutlich zu senken, ist 
unklar (Dullien et al. 2020e).

Mit seinen fiskalischen Maßnahmen kann der 
Staat Konjunktur und Beschäftigung in der Krise 
stützen. Zusätzlich zur konjunkturellen Stabilisie-
rung sieht das Konjunkturpaket vom Juni 2020 
auch Maßnahmen für eine Verbesserung der öko-
logischen Nachhaltigkeit vor. Solche Maßnahmen 
fehlten im Konjunkturpaket von 2008 noch fast voll-
kommen (Dullien et al. 2020e). Diese Maßnahmen 
werden im Detail im Abschnitt zur ökologischen 
Nachhaltigkeit betrachtet, um einen besseren Be-
zug zu dieser Dimension des Magischen Vierecks 
herzustellen.

Defizite und Schulden

Welchen Effekt wird die expansive Fiskalpolitik auf 
den strukturellen staatlichen Saldo und die deut-
sche Schuldenstandquote haben? Insgesamt wird 
der Staat der Konjunktur 2020 durch Ausgaben-
erhöhungen und Steuersenkungen zur Krisenbe-
kämpfung einen diskretionären fiskalischen Impuls 
von etwa 150 Milliarden Euro geben. Das dürfte 
mehr als 4 % des BIP entsprechen (Dullien et al. 
2020b). Die Europäische Kommission geht des-
wegen davon aus, dass sich der strukturelle Haus-
haltssaldo des Staates deutlich verschlechtern 
wird, und zwar von einem Überschuss in Höhe von 
0,9 % des BIP im Vorjahr auf ein Defizit von 3,4 % 
2020 (Abbildung 2a).

Nach Schätzungen des IMK dürfte die Schul-
denstandquote Deutschlands 2020 gegenüber 
2019 um mehr als zehn Prozentpunkte gestiegen 
sein, von 59,6 % auf etwas über 70 % (Dullien et al. 
2020g). Ein großer Teil dieses Anstiegs geht auf 
das einbrechende BIP zurück. Damit dürfte die 
Schuldenstandquote sich zunächst 2021 trotz er-
neuter hoher Nettoneuverschuldung allein wegen 
der Wirtschaftserholung bereits stabilisieren und in 
den Folgejahren selbst ohne Konsolidierungsmaß-
nahmen wieder sinken. Auch das Defizit dürfte sich 
mit der Wirtschaftserholung schnell zurückbilden, 
zumal ein beträchtlicher Anteil auf die temporären 
Stützungsmaßnahmen der Bundes- und Landesre-
gierungen zurückgeht.

In der Finanzkrise war die Schuldenstandquo-
te zwischen 2008 und 2010 noch um 17 Prozent-
punkte gestiegen – von 65,5 % auf 82,4 %. Der 
Großteil dieses Anstiegs ging damals aber nicht 
auf die Fiskalpolitik der Regierung zurück, sondern 
auf Schulden, die der Staat zur Rekapitalisierung 
der Banken aufgenommen hatte. Wenn sich die 
Wirtschaft 2021 wieder erwartungsgemäß erholt, 
wird die öffentliche Schuldenstandquote trotz des 
Wirtschaftseinbruchs geringer ausfallen als noch 
nach der Finanzkrise. Deutschlands Schuldentrag-
fähigkeit ist also nicht in Gefahr.

Auch international werden steigende staatliche 
Schulden in der Corona-Krise nicht als Problem 
gesehen. Der Internationale Währungsfonds (IMF) 
plädiert explizit dafür, die Wirtschaft ausreichend 
fiskalisch zu stützen und sieht höhere staatliche 
Schulden nicht als gravierendes Problem (IMF 
2020a). Der europäische Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt sowie die deutsche Schuldenbremse 
wurden vorerst ausgesetzt, um den Staaten den 
Finanzierungsspielraum für die Bekämpfung der 
Krise zu geben (Seikel 2020; Gechert et al. 2020).

Vor allem muss man bei der Bewertung der Trag-
fähigkeit von Staatsverschuldung berücksichtigen, 
dass der – in den Schuldenregeln angelegte – Fokus 
auf Defizite und Schuldenquoten zur Beurteilung 
der Nachhaltigkeit unzureichend ist. Wie in Dullien 
et al. (2020h) ausgeführt, ist die Entwicklung der 
Schuldenquote stark von dem Verhältnis des nomi-
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nalen Wirtschaftswachstums zu den nominalen Fi-
nanzierungskosten des Staates abhängig. In makro
ökonomischen Konstellationen, in denen das no-
minale Wirtschaftswachstum oberhalb der Zinsen 
liegt, sind permanent höhere Primärdefizite ohne 
steigende Schuldenquote möglich. Auch sind die 
Belastungen der öffentlichen Haushalte durch den 
Zinsdienst umso geringer, je niedriger der Zins ist.

Der aktuelle Zinsdienst Deutschlands illustriert 
diesen Mechanismus: So waren die Zinsausgaben 
des deutschen Staates relativ zum BIP 2020 nur 
ein Fünftel so groß wie 1995, obwohl damals die 
Schuldenquote niedriger war. Das Neue Magische 
Viereck betrachtet dennoch derzeit die Indikatoren 
Staatsdefizit und Schuldenquote, weil Deutsch-
land sich im Europäischen Rahmen zur Einhal-
tung bestimmter Schwellenwerte verpflichtet hat. 
Nach einer notwendigen Reform der Europäischen 
Schuldenregeln (Dullien et al. 2020h) sollten pers-
pektivisch auch die Zielindikatoren im NMV ange-
passt werden.

Alles in allem setzt der Staat hohe fiskalische 
Impulse, die Wirtschaft und Beschäftigung in der 
Corona-Krise spürbar stützen werden. Dabei liegt 
mit der zeitlich begrenzten Mehrwertsteuersen-
kung, dem Kinderbonus sowie der Kurzarbeit der 
Fokus auf der Konsumstabilisierung. Die öffentli-
chen Investitionen bilden zwar keinen Schwerpunkt 
des Konjunkturpakets, aber sie haben – auch auf 
Grundlage vorheriger Entscheidungen – 2020 stark 
zugenommen. Die Investitionen bleiben dennoch 
zu gering, um den Investitionsrückstand abzubau-
en und zusätzlich den zukünftigen Anforderungen 
gerecht zu werden, die etwa der Klimawandel und 
die notwendige Dekarbonisierung mit sich bringt 
( ►siehe dazu der Abschnitt zur Ökologischen Nachhaltigkeit 
auf Seite 16 ).

Die Schuldenstandsquote wird zwar steigen, 
aber nicht in bedenklichem Maße. Sie wird ab-
sehbar unter dem Stand bleiben, den sie noch vor 
der Finanzkrise von 2008/09 hatte. Insofern wer-
den zwar 2020 alle Ziele der Nachhaltigkeit der 
Staatstätigkeit und -finanzen verfehlt. Die höheren 
Defizite und Schulden sind aber der Preis für die 
Stabilisierung der Ziele des materiellen Wohlstands 
und der sozialen Nachhaltigkeit und werden sich 
absehbar wieder verbessern.

Abbildung 2

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und -finanzen

a) Struktureller Haushaltssaldo des Gesamtstaates, 
    in % des potenziellen BIP

–	 Struktureller Haushaltssaldo          Ziel          –  Prognose

b) Gesamtverschuldung des Staates, in % des BIP 

–	 Schuldenstand	                   Zielpfad 1/20-Regel–	 Prognose	                   Obergrenze

c) Nettoinvestitionen des Gesamtstaates, in % des BIP 

–	 Nettoinvestitionen	                Ziel              –   Prognose

Quelle: AMECO Datenbank.
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Soziale Nachhaltigkeit

Wie in der Corona-Krise reagierte der Staat auch 
in der Finanzkrise von 2008/09 mit Kurzarbeit und 
antizyklischer Fiskalpolitik, um die Einkommen der 
privaten Haushalte zu stabilisieren. Der Trend zu 
höherer Armut und Ungleichheit hat sich nach der 
Krise aber nicht umgekehrt (Abbildung 3a und b). Die-
se langfristigere Entwicklung ist aber nicht Gegen-
stand des vorliegenden Reports, sondern wird de-
tailliert in Lindner (2019) diskutiert. Hier soll es vor 
allem um die wahrscheinlichen Auswirkungen der 
Corona-Krise auf die soziale Nachhaltigkeit gehen.

Soziale Nachhaltigkeit in der Corona-Krise

Wie genau sich die Corona-Krise auf Armut und 
Ungleichheit auswirkt, ist schwer abzuschätzen, 
da konkrete Daten noch nicht vorliegen. Erste Hin-
weise geben aber Befragungen. In der Erwerbstä-
tigenbefragung der Hans-Böckler-Stiftung gaben 
41 % der Befragten aus Haushalten mit niedrigen 
Nettoeinkommen (unter 1500 Euro) an, durch die 
Corona-Krise Einkommenseinbußen erlebt zu ha-
ben. Bei den Haushalten mit Nettoeinkommen von 
über 4500 Euro waren es nur 26,1 % (Kohlrausch 
et al. 2020).

Eine Umfrage im Auftrag des Sachverständigen-
rates zur Beurteilung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung kommt zu ähnlichen Ergebnissen 
(Infas Institut 2020). Bei den meisten Einkommens-
gruppen war der wichtigste Faktor für die Einkom-
mensverluste die Inanspruchnahme von Kurzar-
beitergeld. Nur in der Gruppe der Haushalte mit 
Nettoeinkommen zwischen 1000 und 2000 Euro 
gab fast ein Viertel – 23 % – der Befragten an, Ein-
kommen aufgrund eines Arbeitsplatzverlustes 
verloren zu haben. In den anderen Einkommens-
gruppen gab kaum jemand diesen Grund an. Von 
einer Schließung des eigenen Gewerbes aufgrund 
der Corona-Krise sind vor allem Haushalte in der 
Einkommensklasse zwischen 3000 und 4000 Euro 
betroffen. Hier gaben 42 % diesen Grund für ihre 
Einkommensverluste an.

Diese Daten geben bereits erste Hinweise dar-
auf, wie sich die Ungleichheit 2020 verändert ha-
ben dürfte und ob diese Veränderungen von Dauer 
sein werden: Da vor allem Kurzarbeit und eine Ein-
schränkung der Geschäftstätigkeit als Grund für die 
Einkommensverluste genannt wurden, ist davon 
auszugehen, dass eine Erholung der Wirtschaft zu 
Einkommenssteigerungen führen dürfte, wenn die 
Menschen zu ihren vorherigen Arbeitszeiten arbei-
ten und die Geschäfte wieder aufmachen sollten. 
Wenn sich die Wirtschaftskrise aber weiter verlän-
gern und die Insolvenzen signifikant steigen sollten, 
drohen längerfristige Einkommensverluste. Zudem 
dürften vor allem von Kurzarbeitergeld betroffene 
Geringverdienerhaushalte in der Corona-Krise ihre 
finanziellen Rücklagen aufgezehrt haben.

Abbildung 3

Soziale Nachhaltigkeit

a) Armutsrisikoquote, in % der Bevölkerung 

–	 Armutsrisikoquote		   Ziel

b) Verhältnis der verfügbaren Einkommen der reichsten 20 % 
    der Haushalte zu den ärmsten 20 %

–	 80/20 Einkommen	      	   Ziel

c) Anteil der 18- bis 24-Jährigen ohne Sek-II-Abschluss und 	
    ohne weitere Ausbildung, in % 

–	 Anteil	    	   Ziel 

Quellen: Mikrozensus; EU SILC.
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Da mit Kurzarbeit Arbeitslosigkeit vermieden 
wird, führt der Einsatz von Kurzarbeit für sich ge-
nommen dazu, den Anstieg von Lohnungleich-
heit und Armut in einer Krise zu verringern. Auch 
wenn ArbeitnehmerInnen bei Kurzarbeit an Ein-
kommen verlieren, haben sie immer noch ein hö-
heres Einkommen als Arbeitslose (Pusch und Sei-
fert 2020). Arbeitslose haben eine besonders hohe 
Armutsrisikoquote. Diese lag 2019 bei etwa 58 %.

Kurzarbeit kann zu einem Anstieg der Armuts
risikoquote führen, wenn davon besonders Men-
schen mit geringen Löhnen betroffen sind. Da 
nur ein Teil der Einkommensverluste ersetzt wird, 
trifft dies Haushalte mit ohnehin schon geringen 
Einkommen stärker als Haushalte mit höheren 
Einkommen.

Herzog-Stein et al. (2020) haben gezeigt, dass in 
der Finanzkrise im Jahr 2009 vor allem Arbeitneh-
merInnen im Verarbeitenden Gewerbe Kurzarbeit 
in Anspruch genommen haben. Dort ist das Lohn-
niveau vergleichsweise hoch, so dass die Einkom-
mensverluste im Durchschnitt verkraftbar gewesen 
sein dürften. Insgesamt kamen 2009 76 % aller 
Kurzarbeitenden aus dem Verarbeitenden Gewerbe. 
Das ist in der Corona-Krise anders: Im Juni 2020 
kamen nur noch 31 % aller Kurzarbeitenden aus 
dem Verarbeitenden Gewerbe (Pusch und Seifert 
2020). Das heißt, sehr viel mehr ArbeitnehmerIn-
nen aus den Dienstleistungsbereichen nahmen 
2020 Kurzarbeitergeld in Anspruch. Laut Erwerbs-
tätigenbefragung der Hans-Böckler-Stiftung arbei-
teten im Juni 2020 gut 45 % der Erwerbstätigen 
im Gastgewerbe kurz. Im Verarbeitenden Gewerbe 
waren es 20 % (Pusch und Seifert 2020).

Da die Löhne im Dienstleistungssektor und vor 
allem im stark betroffenen Gastgewerbe sehr viel 
geringer sind als im Verarbeitenden Gewerbe, dürf-
te der Anteil der Haushalte, die bei geringen Ein-
kommen einen Einkommensverlust erleiden, in der 
Corona-Krise höher sein als noch 2008/09. Ins-
gesamt liegen die Arbeitnehmerentgelte bei den 
Dienstleistungen in Deutschland um 18 % unter den 
Entgelten des Verarbeitenden Gewerbes (Herzog-
Stein et al. 2020). Dies ist der höchste Lohnabstand 
zwischen den beiden Wirtschaftszweigen in der EU.

Zwar werden allzu starke Einkommenseinbußen 
teilweise durch Aufstockungen des Kurzarbeiter-
geldes auf Grundlage gesetzlicher, tariflicher und 
betrieblicher Regeln ausgeglichen. Allerdings liegt 
gerade im stark betroffenen Handel der Anteil der 
aufstockenden Kurzarbeitenden nur bei 35,4 %. 
Dies ist der zweitniedrigste Wert aller Branchen. Im 
Verarbeitenden Gewerbe liegt die Aufstockerquote 
bei fast 47 % und bei den Finanz- und Versiche-
rungsdienstleistern sogar bei fast 70 % (Pusch und 
Seifert 2020).

Wie stark die Aufstockung hilft, zeigen Daten 
zu den Einkommensverlusten von Haushalten, die 
von Kurzarbeit betroffen sind: Fast die Hälfte der 
befragten Erwerbstätigen, die kurzarbeiten und kei-
ne Aufstockung erhalten, berichten von Verlusten 

des Haushaltseinkommens zwischen 25 und 50 %. 
Von den Befragten, die eine Aufstockung erhalten, 
berichten nur ein Viertel von solch hohen Einkom-
mensverlusten. Da die einfachen Dienstleistungen 
– besonders im Gastgewerbe – stark betroffen sind 
und hier die Aufstockerquote sehr gering ist, dürfte 
dies insgesamt zu einer Erhöhung der Ungleichheit 
und wahrscheinlich sogar der Einkommensarmut 
geführt haben.

Alles in allem konnte die Kurzarbeit den Anstieg 
von Armut und Ungleichheit wohl abbremsen, weil 
damit Arbeitslosigkeit vermieden wurde. Aber es 
ist davon auszugehen, dass Armut und Ungleich-
heit krisenbedingt stärker zunehmen werden als 
noch in der Finanzkrise von 2008/09, zumal auch 
die Beschäftigung in der Corona-Krise stärker zu-
rückgegangen ist als damals.

Ökologische Nachhaltigkeit

Einbruch von Treibhausgasemissionen und 
Energieverbrauch in der Pandemie

Der starke Einbruch der Wirtschaftsleistung hat auf 
den ersten Blick einen positiven Einfluss auf die 
ökologische Nachhaltigkeit (Abbildung 4a-d): 2020 
sind die Treibhausgasemissionen um 82 Millionen 
Tonnen bzw. 10,2 % gegenüber dem Vorjahr gesun-
ken (Agora Energiewende 2021). Gegenüber dem 
Jahr 1990 ist das ein Rückgang von 42,3 %. Damit 
hat die Bundesregierung ihr Ziel einer Reduktion 
um 40 % in diesem Zeitraum sogar übererfüllt (Ab-
bildung 4a). Das liegt aber wesentlich an der Corona-
Krise. Laut Schätzungen der Agora Energiewende 
(2021) sind knapp zwei Drittel dieser Reduktion 
(55 Millionen Tonnen Treibhausgase) auf die Coro-
na-bedingte Effekte zurückzuführen.

Ohne die Pandemie wären die Emissionen wahr-
scheinlich nur um 25 Millionen Tonnen, bzw. ge-
genüber 1990 nur um 37,8 % gesunken. So wären 
die Reduktionssenkungsziele verfehlt worden. Der 
nicht-Corona-bedingte Rückgang der Emissionen 
liegt an den weiterhin im Vergleich zu den 2010er 
Jahren stabil hohen CO2-Preisen im europäischen 
Emissionshandel, der die emissionsintensive Kohle 
verteuert hat und dem gleichzeitig niedrigen Gas-
preis, der das weniger emissionsintensive Erdgas 
attraktiver macht und damit dessen Konsum auf 
Kosten der Kohle erhöht. Darüber hinaus war der 
Winter sehr mild, was den Heizbedarf vermindert 
hat. 2020 war in Deutschland das zweitwärmste 
Jahr seit Beginn der Aufzeichnungen. Insgesamt 
ist die starke Reduktion 2020 nicht nachhaltig. Mit 
dem Abklingen der Corona-Krise dürften die Emis-
sionen 2021 gegenüber 2020 wieder zulegen.

Am stärksten war der Rückgang der CO2-Emissi-
onen im Stromsektor. Dort sind die Emissionen 2020 
gegenüber dem Vorjahr um 13,3 % zurückgegangen 
(Carbon Monitor 2021). Den zweitgrößten Anteil der 
Reduzierung machte der Rückgang der Emissionen 
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in der Industrie um knapp 11 % aus. Vom Gebäude- 
und Verkehrsbereich geht mit Reduzierungen von 
3 % bzw. 0,9 % kein starker Impuls aus.

Laut AG Energiebilanzen (2020) ist der Primär-
energieverbrauch krisenbedingt ebenfalls stark ge-
fallen, und zwar um 8,7 % im gesamten Jahr 2020. 
Damit trifft die Bundesregierung ihr Ziel einer Re-
duzierung des Primärenergieverbrauchs um 20 % 
im Jahr 2020 gegenüber 2008 allerdings nicht (Ab-
bildung 4b).

Dass die CO2-Emissionen trotz des nicht aus-
reichend hohen Rückgangs des Primärenergie-
verbrauchs so stark gefallen sind, geht vor allem 
auf den starken Rückgang der emissionsreichen 
Braun- und Steinkohle zurück. Im Jahr 2020 ist 
die Energiegewinnung aus Steinkohle und Braun-
kohle jeweils um gut 18 % gegenüber dem Vorjahr 

gesunken. Die Energiegewinnung aus Kohle war 
bereits in den Vorjahren stark zurückgegangen (AG 
Energiebilanzen 2020). Der deutliche Rückgang der 
Treibhausgasemissionen und des Primärenergie-
verbrauchs in 2020 ist auf den Rückgang der Wirt-
schaftsleistung zurückzuführen. Es gibt aber auch 
strukturelle Gründe: So speisten Wind- und Photo-
voltaikanlagen mehr Strom ein, und es wurde mehr 
Erdgas verwendet. Die Erdgasverbrennung produ-
ziert zwar auch CO2-Emissionen. Pro Joule Ener-
gie, die aus Erdgas gewonnen wird, wird aber im 
Vergleich zur Stein- und Braunkohle nur etwa die 
Hälfte an CO2 ausgestoßen. Der Braunkohleeinsatz 
ging auch zurück, weil weitere Kraftwerksblöcke in 
die Sicherheitsbereitschaft überführt wurden.

Von allen Energiearten, die für die Primärener-
giegewinnung genutzt werden, gab es nur bei den 

Abbildung  4

Ökologische Nachhaltigkeit

a) Treibhausgasemissionen in Mio. Tonnen			        b) Primärenergieverbrauch in Petajoule 
    Kohlenstoffdioxid-Äquivalenten 
�

–	 Treibhausgasemission     	   Zielpfad      	 –	 Primärergieverbrauch		    Zielpfad     

c) Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch,	      d) Indikator „Artenvielfalt und Landschaftsqualität“ – „Vogelindex“ 
    in %
�

–	 Anteil Erneuerbarer Energien	   Zielpfad	 –	 Nationaler Vogelindex		    Zielpfad

Quellen: BMWi, Umweltbundesamt.
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Erneuerbaren ein Plus, und zwar um 3 % gegen-
über dem Vorjahr. Damit machte ihr Anteil am Pri-
märenergieverbrauch 16,8 % aus. 2019 lag er noch 
bei 14,9 %. Der Anteil von Kohle sank auf nur noch 
15,7 % nach 17,7 % im Vorjahr. Damit setzt sich der 
Trend fort, dass die Erneuerbaren einen immer grö-
ßeren Anteil am Primärenergieverbrauch haben 
und der der Kohle sinkt.

Insgesamt wird aber weiterhin der weitaus größ-
te Teil des deutschen Primärenergieverbrauchs 
aus Energiequellen gewonnen, die Treibhausgase 
ausstoßen: Aus den weitgehend treibhausgasneu-
tralen Energiequellen – Erneuerbare Energien und 
Kernenergie – wurden 2020 fast 23 % des Energie-
verbrauchs gespeist. Das heißt, mehr als drei Vier-
tel des deutschen Energieverbrauchs wird weiter-
hin aus Treibhausgasemissionen verursachenden 
Energiequellen gewonnen. Damit sich das ändert, 
muss der Anteil der Erneuerbaren Energien beson-
ders stark steigen, weil dieser auch den Rückgang 
der Kernkraft kompensieren muss. Die Kernkraft 
machte 2020 noch einen Anteil von 6 % der Ener-
gieerzeugung aus, der aber bis 2022 wegen des 
Atomausstiegs auf null sinken wird.

Um das Ziel eines weitgehend treibhausgas-
neutralen Energiesystems zu erreichen, muss also 
noch einiges unternommen werden. Das liegt auch 
daran, dass die für die ökologische Nachhaltigkeit 
positive Entwicklung von 2020 überwiegend von 
der Corona-Krise getrieben war und die Emissio-
nen sowie der Energieverbrauch wieder ansteigen 
werden, wenn die Wirtschaft wieder wächst.

Um die Klimaneutralität auch mittel- und lang-
fristig sicherzustellen, hat die Bundesregierung im 
September 2019 das Klimaschutzprogramm 2030 
beschlossen und im Konjunkturpaket von 2020 
zusätzliche Maßnahmen für den Klimaschutz be-
schlossen. Die Maßnahmen der Bundesregierung 
und ihre Wirkungen auf die ökologische Nachhal-
tigkeit werden im Folgenden dargestellt.

Klimaschutzprogramm 2030:  
Reduzierung der Treibhausgasemissionen  
in der mittleren bis langen Frist

Das Klimaschutzprogramm 2030 vom Herbst 2019 
ist eine unmittelbare Folge der Minderungspflich-
ten für Treibhausgasemissionen, die sich aus der 
Lastenverteilungsverordnung der EU ergeben und 
die Deutschland nicht ausreichend einhält (Eden-
hofer et al. 2020).

Mit der EU-Lastenverteilung wird die notwendi-
ge Reduktion der Treibhausgase, wie sie sich aus 
den Verpflichtungen des Pariser Klimaabkommens 
ergibt, auf die einzelnen EU-Mitgliedsstaaten auf-
geteilt. Wenn Deutschland seine Emissionen bei 
wieder wachsender Wirtschaft nicht stärker als vor 
der Corona-Krise senkt, müsste die Bundesregie-
rung CO2-Zertifikate von anderen Ländern kaufen. 
Da auch diese ihre Ziele kaum einhalten werden, 
bedeutet das absehbar einen hohen Preis für diese 

Zertifikate und damit eine starke Belastung für den 
Bundeshaushalt (Deutsch et al. 2018).

Ein besonders wichtiges Element des Klima-
schutzprogramms 2030 ist das Bundes-Klima-
schutzgesetz (SVR Wirtschaft 2020). In diesem 
werden die deutschen Emissionsreduktionsziele 
definiert. Hier hat Deutschland gesetzlich veran-
kert, bis zum Jahr 2050 die Treibhausgasneutralität 
zu erreichen. Ab diesem Jahr sollen also netto in 
Deutschland keine neuen Treibhausgasemissionen 
mehr verursacht werden. Darüber hinaus legt das 
Gesetz sektorspezifische Emissionsziele vor, die 
kontinuierlich überprüft werden sollen. Die zustän-
digen Ministerien haben die Verantwortung dafür, 
Anpassungsmaßnahmen in den einzelnen Sekto-
ren umzusetzen, falls die Emissionen von den Ziel-
pfaden abweichen.

Ein wesentliches Element des Klimaschutzpro-
gramms ist, den bisher nicht im EU-Emissionshan-
del enthaltenen Treibhausgasausstoß der Sektoren 
Wärme und Verkehr durch nationale Emissions
zertifikate zu verteuern. Besonders wichtig ist dies 
im Verkehrssektor. Dort sind die Treibhausgas-
emissionen seit 1990 nicht gefallen (zu den Grün-
den, siehe Lindner 2019). Im Jahr 2021 startet der 
Preis für CO2-Zertifikate bei Wärme und Verkehr 
mit 25 Euro pro emittierter Tonne CO2, um dann li-
near bis 55 Euro im Jahr 2025 zu steigen. Ab 2026 
soll der Preis über Auktionen am Markt schwanken 
können, und zwar zwischen einem Mindestpreis 
von 55 Euro und einem Höchstpreis von 65 Euro 
pro Tonne emittiertem CO2 (SVR Wirtschaft 2020).

Mit diesem vorab angekündigten Preispfad sol-
len sich Haushalte und Unternehmen schon jetzt 
auf höhere Preise einstellen können und dement-
sprechend ihr Verhalten und ihre Investitionen 
anpassen. Wie sicher dieser Preispfad ist, ist aber 
noch nicht ganz klar. Bereits vor Einführung der 
Zertifikatepreise sind diese im Gesetzgebungsver-
fahren auf Drängen der Bundesländer erhöht wor-
den und eine wahrscheinliche Verfehlung der Sek-
torziele kann zu erneuten Preiserhöhungen führen.

Die einschlägigen Studien zu den Effekten der 
CO2-Preise auf die Emissionen (Bach et al. 2020; 
Harthan et al. 2020; SVR Wirtschaft 2020; Edenho-
fer et al. 2020) gehen davon aus, dass der jetzt ver-
einbarte Preispfad nicht zu den erhofften Redukti-
onen führen wird. So prognostiziert das DIW, dass 
bei einem Preis von 65 Euro pro Tonne CO2 im Ver-
kehrssektor nur 30 % der im Klimaschutzplan vor-
gesehenen Reduzierung bis 2030 wahrscheinlich 
ist. Im Gebäudesektor könnte das Ziel allerdings 
erreicht werden.

Auch eine umfassendere Studie zur Wirkung 
des Klimaschutzgesetzes, die nicht nur die Preis-
erhöhungen für CO2, sondern auch die anderen 
Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 2030 un-
tersucht, kommt zu dem Ergebnis, dass die Maß-
nahmen wahrscheinlich nicht ausreichen werden, 
um die Ziele der Bundesregierung zu erreichen 
(Harthan et al. 2020). Bis 2030 könne der Treib
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hausgasausstoß nur um etwa 51 % gegenüber 1990 
reduziert werden, obwohl das Reduzierungsziel bei 
55 % liegt.

Durch die CO2-Bepreisung werden die Energie-
kosten für VerbraucherInnen steigen, zumindest 
so lange nicht schnell ausreichend alternative 
Energiequellen vorhanden sind und genutzt wer-
den, die keine CO2-Emissionen und damit auch 
keine höheren Kosten verursachen. Als Ausgleich 
für diese höheren Kosten hat die Bundesregierung 
verschiedene Maßnahmen eingeführt: Erstens soll 
die Umlage auf Erneuerbare Energien (die EEG-
Umlage) gesenkt werden, um die Stromkosten 
zu verringern. Diese Absenkung soll durch die 
Einnahmen aus dem Emissionshandel finanziert 
werden. Zusätzlich wurde im Konjunkturpaket 
vom Sommer 2020 beschlossen, die EEG-Umlage 
in den Jahren 2021 und 2022 für die Verbrauche-
rInnen leicht zu senken. Da die ProduzentInnen 
weiterhin ihre Zulagen erhalten sollen, springt der 
Bund mit einem Zuschuss ein. Zweitens soll die 
Entfernungspauschale für PendlerInnen und drit-
tens das Wohngeld und der Zuschuss für Heizkos-
ten in der Grundsicherung erhöht werden.

Laut Bach et al. (2020) werden die höheren 
Energiekosten trotz der kompensierenden Maß-
nahmen aber eher ärmere Haushalte finanziell 
belasten. Die Maßnahmen des Klimaschutzgeset-
zes werden laut der Berechnungen von Bach et al. 
(2020) die privaten Haushalte im Durchschnitt mit 
0,43 % des Nettohaushaltseinkommens belasten 
und die ärmsten 10 % der Haushalte im Durch-
schnitt um mehr als 0,5 %.

Bei den ärmsten 10 % ist darüber hinaus die Va-
rianz der Belastung höher. Dort ist es wahrscheinli-
cher, dass die Kosten für einige Haushalte deutlich 
höher liegen werden als 0,5 % des Haushaltsein-
kommens. Das ist etwa für Haushalte mit Pendler
Innen der Fall. Da die Entfernungspauschale vom 
zu versteuernden Einkommen abgezogen wird, 
profitieren Haushalte mit geringen Einkommen und 
damit geringen Grenzsteuersätzen kaum von einer 
höheren Entfernungspauschale. Das Gleiche gilt für 
ärmere Haushalte mit Ölheizung: Da Ölheizungen 
ab 2021 dem CO2-Preis unterliegen, werden diese 
Haushalte stärker belastet.

Eine stärkere direkte Rückerstattung in Form 
einer Pro-Kopf-Klimaprämie wäre verteilungspo-
litisch effektiver. Diese würde ärmere Haushalte 
deutlich stärker entlasten als die bis jetzt verab-
schiedeten Maßnahmen (Gechert et al. 2019).

Investitionen für die Klimawende

Der Preis von CO2 soll erhöht werden, um einen 
Anreiz dafür zu setzen, die Nutzung CO2-intensiver 
Energiearten zu verringern. Dabei stellt sich aller-
dings die Frage, ob nicht auch die Entwicklung und 
der Einsatz alternativer CO2-neutraler Technologien 
stärker gefördert werden muss, damit der Umstieg 
auf eine CO2-neutrale Wirtschaft schneller gelingt.

Ein Beispiel ist das Pendeln: Wenn der öffentli-
che Nah- und Fernverkehr entweder zu wenig aus-
gebaut oder zu teuer ist, haben Haushalte kaum 
Alternativen zum Autofahren. Dann werden sie von 
höheren CO2-Preisen belastet, können aber ihre 
Belastung mangels verfügbarer Alternativen kaum 
durch den Umstieg auf den treibhausgasärmeren 
Nahverkehr verringern. Ähnlich ist es bei E-Autos: 
Wenn diese zu teuer sind oder das Ladenetz nicht 
ausreichend ausgebaut ist, haben Haushalte kaum 
Ausweichmöglichkeiten.

Insgesamt ist für die angestrebte Klimaneutra-
lität eine fast komplett neue Energieinfrastruktur 
notwendig. Das betrifft die Erzeugung von Energie, 
deren Verteilung und Verwendung. Es ist unwahr-
scheinlich, dass höhere Emissionskosten allein rei-
chen werden, privaten AkteurInnen ausreichend 
Anreize zu geben, die Kosten für die Bereitstellung 
dieser Infrastruktur zu tragen (Shellenberger et al. 
2008). Darüber hinaus ist es nicht nur notwendig, 
eine alternative Energieinfrastruktur zu haben, son-
dern auch, dass mit dieser Energie zu niedrigen 
Kosten erzeugt wird.

Hier braucht es nicht nur höhere private, son-
dern auch sehr viel höhere öffentliche Investitionen 
(Bardt et al. 2019). Staatliche Maßnahmen sind 
auch dafür notwendig, um überhaupt Märkte für 
neue Energieformen zu schaffen. Das hat die För-
derung der Erneuerbaren Energien gezeigt: Erst 
durch den staatlich geförderten Ausbau konnten 
die Kosten der Erneuerbaren pro produzierter Kilo-
wattstunde in den letzten Jahren deutlich reduziert 
werden und damit auch ihr Preis.

Das gilt generell für viele neue Technologien: Erst 
die Herstellung in der Masse führt über Skalener-
träge und Lerneffekte zu geringen Stückkosten und 
damit zu konkurrenzfähigen Preisen (Harvey et al. 
2018). Wie die Geschichte der Entstehung neuer 
Technologien gezeigt hat, sind zumeist massive 
Anschubfinanzierungen durch den Staat nötig, da 
Private die hohen Kosten und Risiken zur Entwick-
lung neuer Technologien oft nicht auf sich nehmen 
(Mazzucato 2018). Zum Beispiel sind die Photo-
voltaik und die Windenergie erst durch staatliche 
Förderung von Forschung und Entwicklung sowie 
durch Marktschaffung (in Form von Subventionen, 
Regulierung und Nachfrage nach diesen Technolo-
gien) marktfähig geworden (Jenkins et al. 2010).

Hier setzen auch viele Maßnahmen des Klima-
schutzprogramms 2030 und des Konjunkturpa-
kets vom Juni 2020 an (Dullien et al. 2020e): Die 
klimaschützenden Elemente des Konjunkturpakets 
belaufen sich auf insgesamt 45 Mrd. Euro, die al-
lerdings erst im Laufe der nächsten Jahre ausge-
geben werden sollen. Dabei gibt es drei Elemente: 
Gefördert werden sollen die klimaneutrale Mobili-
tät, die Erneuerbaren Energien im Stromsektor, In-
vestitionen sowie Forschung und Entwicklung.

Der Fokus liegt dabei auf der Senkung der Emis-
sionen im Verkehrs- und Gebäudesektor. So soll die 
Elektromobilität mit 7 Mrd. Euro gefördert und die 
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bereits bestehende Umweltprämie für den Kauf von 
Elektroautos verdoppelt werden (2,2 Mrd. Euro). 
Transformative Zukunftsinvestitionen in der Fahr-
zeugindustrie sollen mit 2 Mrd. Euro bezuschusst 
und der Ausbau der Ladeinfrastruktur für die Elek-
tromobilität soll ausgebaut werden. Der Bund will 
den öffentlichen Nahverkehr und die Bahn durch 
Subventionen stützen. Aber all diese Maßnahmen 
sind nicht ausreichend, um wirklich zu einem mas-
siven Umbau der deutschen Energieinfrastruktur 
zu führen. Hier ist mehr Ambition gefragt, damit 
das gesetzlich verankerte Ziel der Treibhausgas-
neutralität bis 2050 eingehalten werden kann.

Insgesamt haben die krisenbedingten Rückgän-
ge der Treibhausgasemissionen dazu geführt, dass 
die Bundesregierung ihr Emissionsziel für das Jahr 
2020 einhalten kann. Auch der Primärenergiever-
braucht ist gesunken, allerdings nicht so stark wie 
es die Ziele des NMV vorgeben. Der Anteil der Er-
neuerbaren Energien am Primärenergieverbrauch 
ist gestiegen, weil der der treibhausgasemittie-
renden Energieformen gesunken ist. Wie sich das 
auf das im NMV enthaltende Ziel des Anteils der 
Erneuerbaren am Endenergieverbrauch auswirken 
wird, ist noch nicht ganz klar, da Daten zum End-
energieverbrauch erst im Laufe des Jahres veröf-
fentlicht werden. Es ist anzunehmen, dass das Ziel 
2020 erreicht worden ist. Auch Daten für die Arten-
vielfalt sind nur sehr verzögert verfügbar. Die Krise 
wird hier nicht zu starken Veränderungen führen, 
da die Artenvielfalt von langfristigen Trends getrie-
ben wird.

Wichtiger als die Entwicklung 2020 ist allerdings 
für die Frage der ökologischen Nachhaltigkeit der 
deutschen Wirtschaftspolitik, inwieweit mit einer 
Erholung der Wirtschaftstätigkeit der alte (zu hohe 
Pfad) der CO2-Emissionen wieder erreicht wird, 
oder ob es zu einer nachhaltigen Senkung kommt. 
Die Stützungsmaßnahmen der Bundesregierung 
mit ihren ökologischen Komponenten haben hier 
tendenziell die ökologische Nachhaltigkeit mittel-
fristig verbessert.

FAZIT

Insgesamt werden 2020 die meisten Ziele des NMV 
wegen der Corona-Krise verfehlt: Beim materiellen 
Wohlstand und der ökonomischen Nachhaltigkeit 
werden drei von vier Zielen verfehlt: Das BIP und 
der Konsum sind eingebrochen und der Leistungs-
bilanzüberschuss liegt weiter zu hoch. Durch Kurz-
arbeit und antizyklische Fiskalpolitik konnte die Be-
schäftigung aber trotz historisch tiefer Wirtschafts-
krise weitgehend gehalten werden. Die Kurzarbeit 
und die geringe Abnahme der Beschäftigung dürf-
ten dazu führen, dass Armut und Ungleichheit in 
der Krise nicht so stark steigen, wie es sonst der 
Fall wäre. Allerdings ist zu vermuten, dass auch bei 
der sozialen Nachhaltigkeit 2020 keines der Ziele 
erreicht wird. Die Armut dürfte trotz Kurzarbeit zu-

genommen haben, da im Gegensatz zur Finanzkri-
se von 2008/2009 in der Corona-Krise besonders 
viele Menschen mit geringen Einkommen kurzge-
arbeitet und damit auch an Einkommen verloren 
haben – wenn auch nicht so stark als wenn sie ar-
beitslos geworden wären. Sollte sich die Wirtschaft 
2021 wieder erholen und größere Insolvenzwellen 
vermieden werden, ist aber davon auszugehen, 
dass diese Einkommensverluste wieder wettge-
macht werden können. Hier müssen aber erst die 
im Verlauf des Jahres 2021 veröffentlichten Daten 
abgewartet werden.

Auch die Ziele der Nachhaltigkeit der Staatsfi-
nanzen und -tätigkeit werden verfehlt: Die konjunk-
turstützenden Maßnahmen der Bundesregierung 
haben zu einer starken Erhöhung des Defizits und 
der öffentlichen Schulden geführt. Die öffentlichen 
Nettoinvestitionen in % des BIP werden 2020 zwar 
absehbar auf den höchsten Wert seit 1994 steigen, 
bleiben aber weiter unter dem Ziel des NMV von 
0,6 %. Der Investitionsbedarf für den Abbau des 
Investitionsstaus der Vergangenheit und wichtige 
Zukunftsinvestitionen ist weiterhin hoch.

Bei der ökologischen Nachhaltigkeit ist der 
Treibhausgasausstoß 2020 stark gesunken. Auch 
wenn das Ziel zur Reduktion des Primärenergie-
verbrauchs nicht erfüllt wurde, hat eine starke 
Steigerung des Anteils der Erneuerbaren zu einer 
Reduzierung der energiebedingten Treibhausgas-
emissionen geführt. Wie genau sich der Anteil der 
Erneuerbaren am Endenergieverbrauch und die Ar-
tenvielfalt sich entwickelt haben, kann noch nicht 
gesagt werden, da für beide Größen noch keine 
Daten vorliegen.

Allerdings droht eine isolierte Betrachtung der 
Datenpunkte für das Jahr 2020 aufgrund der spe-
ziellen Situation in der Corona-Krise irreführend zu 
sein. Von daher darf das Verfehlen eines Großteils 
der Ziele des NMV 2020 nicht überbewertet wer-
den. Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Bun-
desregierung viel dafür getan hat, entsprechend 
der NMV-Ziele in ihrer Krisenpolitik zu handeln. 
Mit den Konjunkturpaketen und der Lockerung der 
Voraussetzungen für Kurzarbeit hat sie den materi-
ellen Wohlstand gestützt und die negativen Effek-
te auf die soziale Nachhaltigkeit abgemildert. Die 
Abwägung, höhere Staatsverschuldung für diese 
Stabilisierung in Kauf zu nehmen, war völlig richtig, 
zumal die gesunkene Zinsbelastung die Nachhaltig-
keit der Staatsfinanzen ohnehin verbessert, auch 
wenn sie nicht im NMV abgebildet ist.

Langfristige Herausforderungen bleiben: In den 
vergangenen Jahren ist der Trend zu höherer Armut 
und Ungleichheit weitergegangen und die ökologi-
sche Nachhaltigkeit ist regelmäßig verfehlt worden 
(Lindner 2019). Hier setzen zwar sowohl die Grund-
rente als auch das Klimapaket und das Zukunfts-
paket der Bundesregierung an. Aber diese Maß-
nahmen werden aller Voraussicht nach nicht aus-
reichend sein, sodass die Wirtschaftspolitik in den 
kommenden Jahren noch einmal nachlegen muss. 
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